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Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die Aufhebung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) vom 01.03.2010 bis zum 21.09.2016
und eine Erstattungsforderung von rund 75.000,00 Euro.

Der am 1981 geborene KlÃ¤ger ist deutscher StaatsbÃ¼rger und bezieht
langjÃ¤hrig Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II, nach dem Zuzug aus B1
seit Januar 2007 seitens des Beklagten. Mit Ausnahme einer kurzzeitigen
geringfÃ¼gigen TÃ¤tigkeit bis Oktober 2007 sind nach Aktenlage keine
ErwerbseinkÃ¼nfte des KlÃ¤gers bekannt geworden. In den fÃ¼r die
LeistungszeitrÃ¤ume ab MÃ¤rz 2010 gestellten AntrÃ¤gen hat der KlÃ¤ger jeweils
angegeben, weder Ã¼ber VermÃ¶gen noch Ã¼ber EinkÃ¼nfte zu verfÃ¼gen.

Nach vorhergehender durchgehender Leistungsbewilligung erlangte der Beklagte
im Oktober 2016 Kenntnis von der Inhaftierung des KlÃ¤gers ab dem 22.09.2016
und hob die Bewilligung ab diesem Datum mit Bescheid vom 03.01.2017 auf. Im
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Zuge einer Bitte der Staatsanwaltschaft um GewÃ¤hrung von Akteneinsicht erlangte
der Beklagte weiter Kenntnis vom Gegenstand der gegen den KlÃ¤ger
angestrengten Ermittlungen, namentlich auch von deren Ergebnis in einer
Zusammenfassung der FahndungsbehÃ¶rde vom 06.12.2016, in der die Einnahmen
des KlÃ¤gers aus illegaler Herstellung und dem Vertrieb von Dopingmitteln ab
MÃ¤rz 2010 auf 211.500,00 EUR geschÃ¤tzt worden waren.

Die Ermittlungen gegen den KlÃ¤ger waren angestrengt worden, nachdem er und
seine Mutter von Ã¶sterreichischen ErmittlungsbehÃ¶rden als Kunden eines
Unternehmens benannt worden waren, das LaborgerÃ¤te und Chemikalien fÃ¼r
mindestens auch illegale Produktionen vertrieben hatte. Nach einer den deutschen
ErmittlungsbehÃ¶rden zur VerfÃ¼gung gestellten Lieferungsaufstellung waren der
KlÃ¤ger und seine Mutter im Zeitraum ab Januar 2013 Adressaten von 17 jeweils
Ã¼ber einen Account des KlÃ¤gers bestellten Lieferungen von LaborgerÃ¤ten und
Chemikalien mit einem registrierten Gesamtgewicht von 193.97 kg. Vor diesem und
dem Hintergrund des Ergebnisses weiterer Ermittlungen, namentlich von
Kontenabrufverfahren, einer durchgefÃ¼hrten TelefonÃ¼berwachung und einer
Durchsuchung von dem KlÃ¤ger angemieteter RÃ¤umlichkeiten wurde der KlÃ¤ger
mit Anklageschrift vom 07.12.2016 angeklagt, durch vier selbststÃ¤ndige
Handlungen in mehreren FÃ¤llen gewerbsmÃ¤Ã�ig Dopingmittel hergestellt und
gehandelt sowie illegal eine Waffe besessen zu haben.

Auf der Grundlage der Erkenntnisse aus dem staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungsverfahren, namentlich der dort angestellten EinkommensschÃ¤tzung
gelangte der Beklagte nach einem Vermerk vom 12.12.2016 zu der EinschÃ¤tzung,
bei EinkÃ¼nften von 211.500,00 EUR ab MÃ¤rz 2010 habe der KlÃ¤ger monatlich
durchschnittliche EinkÃ¼nfte von 2.680,00 EUR erzielt, weshalb zunÃ¤chst mit
80.384,28 EUR bezifferte Leistungen in der Zeit vom 01.03.2010 bis zum
22.09.2016 Ã¼berzahlt worden seien. Mit 13 auf die jeweiligen
BewilligungszeitrÃ¤ume bezogenen AnhÃ¶rungsschreiben vom 03.01.2017 hÃ¶rte
der Beklagte den KlÃ¤ger zur jeweils beabsichtigten vollstÃ¤ndigen Aufhebung der
Bewilligung und RÃ¼ckforderung der ausgezahlten Leistungen an.

Durch Urteil des Landgerichts MÃ¶nchengladbach â�� 21 KLs- 700 Js 210/16- 76/16-
vom 16.03.2017 wurde der KlÃ¤ger auf die an insgesamt drei Sitzungstagen
durchgefÃ¼hrte Hauptverhandlung hin wegen versuchten gewerbsmÃ¤Ã�igen
Herstellens und Inverkehrbringens von Arzneimitteln zu Dopingzwecken zu einer
Gesamtstrafe von drei Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Hiergegen legte der KlÃ¤ger
Revision ein zum Bundesgerichtshof (BGH).

Mit acht Bescheiden vom 18.10.2017 hob der Beklagte die Leistungsbewilligungen
fÃ¼r den Zeitraum MÃ¤rz 2010 bis Juli 2010 gestÃ¼tzt auf Â§ 48 des Zehnten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB X), fÃ¼r die Folgezeit bis Januar 2014 gestÃ¼tzt auf 
Â§ 45 SGB X sowie mit fÃ¼nf weiteren auf Â§ 45 SGB X gestÃ¼tzten Bescheiden
vom 19.10.2017 fÃ¼r die Zeit von Februar 2014 bis zum 21.09.2016 auf und
forderte die in den jeweiligen Bewilligungsabschnitten erbrachten Leistungen nach
dem SGB II unter Einschluss der SozialversicherungsbeitrÃ¤ge vom KlÃ¤ger
zurÃ¼ck.
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Die hiergegen erhobenen WidersprÃ¼che wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 16.01.2018 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Gegen diese Bescheide hat der KlÃ¤ger am 31.01.2018 Klage erhoben und die
GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe beantragt. Diesen Antrag hat das Sozialgericht
mit Beschluss vom 06.08.2018 wegen fehlender hinreichender Erfolgsaussichten
abgelehnt. Die hiergegen gerichtete Beschwerde zum Landessozialgericht
Nordrhein-Westfalen (LSG NRW) ist erfolglos geblieben (L 19 AS 1574/18 B).

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, er habe im Wesentlichen fÃ¼r den Eigenbedarf produziert,
VerkÃ¤ufe seien ihm nur in vereinzelten FÃ¤llen nachgewiesen worden, das
strafrichterliche Urteil sei im Ã�brigen noch nicht rechtskrÃ¤ftig. Weder der
Beklagte noch das Gericht hÃ¤tten ausreichende Ermittlungen zu UmstÃ¤nden und
Umfang sowie Ertrag seiner Produktion und seines Vertriebs angestellt. Die von dem
Beklagten Ã¼bernommene SchÃ¤tzung der ErmittlungsbehÃ¶rde sei nicht fundiert.
Er habe in den Jahren 2012 bis 2014 ausschlieÃ�lich von Darlehen seiner Eltern
gelebt. Hiervon habe er UnterhaltsansprÃ¼che an seine Frau und Kinder leisten
mÃ¼ssen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Bescheide vom 18.10.2017 und vom 19.10.2017 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 16.01.2018 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er ist unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG), Urteil
vom 15.06.2016, B 4 AS 41/15 R) der Auffassung, dass eine Umkehr der Beweislast
eingetreten sei, da die in der SphÃ¤re des KlÃ¤gers wurzelnden UmstÃ¤nde nicht
aufklÃ¤rbar seien.

Auf die Revision des KlÃ¤gers hat der BGH durch Beschluss vom 07.08.2019 â�� 3
StR 345/17 unter Verwerfung der Revision im Ã�brigen die Strafverfolgung in einem
Fall der UrteilsgrÃ¼nde beschrÃ¤nkt und das Urteil in weiteren FÃ¤llen teilweise
aufgehoben und in dem Umfang der Aufhebung zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an eine andere Strafkammer des Landgerichts MÃ¶nchengladbach
zurÃ¼ckverwiesen.

Auf die erneute Hauptverhandlung vom 15.08.2019 hat das Landgericht mit Urteil
gleichen Tages â�� 23 KLs- 210/16- 1/19- den KlÃ¤ger wegen versuchten Besitzes
eines Arzneimittels zu Dopingzwecken und des gewerbsmÃ¤Ã�igen Handeltreibens
mit Dopingmitteln in Tateinheit mit Besitz von Dopingmitteln, jeweils in nicht
geringer Menge zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten
verurteilt. Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger am 19.08.2019 erneut Revision
eingelegt.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte, der Verwaltungsakten des Beklagten sowie der beigezogenen
Strafakten 700 Js 210/16 der Staatsanwaltschaft MÃ¶nchengladbach, 23 Kls 1/19
des Landgerichts MÃ¶nchengladbach verwiesen. Dieser war Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung und Entscheidung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die fÃ¼r den KlÃ¤ger zu 2) erhobene Klage ist bereits unzulÃ¤ssig. Insofern fehlt
ein Rechtsschutzinteresse. Durch die angefochtenen Bescheide wird der KlÃ¤ger zu
2) nicht beschwert.

Die fÃ¼r den KlÃ¤ger zu 1) erhobene Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger zu 1) (im Folgenden: KlÃ¤ger) ist nicht beschwert im Sinne des Â§ 54
Abs. 2 Satz 1 Sozialgesetzbuch (SGG). Die angefochtenen Bescheide sind
rechtmÃ¤Ã�ig. Zu Recht und in zutreffender HÃ¶he hat der Beklagte die
GewÃ¤hrung von Leistungen im hier streitigen Zeitraum aufgehoben bzw.
zurÃ¼ckgenommen und die Erstattung der Ã¼berzahlten Leistungen verlangt.
Denn im Falle des KlÃ¤gers ist von EinkÃ¼nften in einer seinen Bedarf
Ã¼bersteigenden HÃ¶he im gesamten streitigen Zeitraum auszugehen.

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 40 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3 SGB II, 330 Abs. 3 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB III) in Verbindung mit Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit
in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Der Verwaltungsakt ist mit
Wirkung zum Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufzuheben, wenn nach
Antragstellung oder Erlass des Verwaltungsaktes Einkommen oder VermÃ¶gen
erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs gefÃ¼hrt
haben wÃ¼rde (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X). Nach Â§Â§ 40 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3
SGB II, 330 Abs. 2 SGB III in Verbindung mit Â§ 45 Abs. 1, Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X
wird ein begÃ¼nstigender Verwaltungsakt im Falle seiner Rechtswidrigkeit, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft ganz oder
teilweise zurÃ¼ckgenommen, soweit sich der BegÃ¼nstigte nicht auf
schutzwÃ¼rdiges Vertrauen berufen kann. Auf ein solches Vertrauen kann sich der
BegÃ¼nstigte nicht berufen, wenn der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die er
vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder
unvollstÃ¤ndig gemacht hat.

Bezogen auf den Bewilligungsbescheid vom 14.01.2010 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 24.04.2010 liegen die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Aufhebung gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X vor. Dabei handelt es sich
Dauerverwaltungsakte, da mit ihnen Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 01.03.2010 bis
zum 31.07.2010 bewilligt wurden. Nach Erlass dieser Bewilligungsbescheide ist ab
MÃ¤rz 2010 eine wesentliche Ã�nderung eingetreten. Denn ab diesem Zeitpunkt
bezog der KlÃ¤ger EinkÃ¼nfte in einer monatlichen durchschnittlichen HÃ¶he von
2.680,00 Euro. Damit war er vom 01.03.2010 bis zum 31.07.2010 nicht
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hilfebedÃ¼rftig.

GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II erhalten Leistungen nach diesem Buch
Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet und die die Altersgrenze nach Â§ 7 a
noch nicht erreicht haben, erwerbsfÃ¤hig sind, hilfebedÃ¼rftig sind und ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben.
HilfebedÃ¼rftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus
dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder
TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt (Â§ 9 SGB II). Als Einkommen sind dabei
alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert abzÃ¼glich der nach Â§ 11 b
abzusetzenden BetrÃ¤ge mit Ausnahme der in Â§ 11 a genannten Einnahmen zu
berÃ¼cksichtigen (Â§ 11 Abs. 1 SGB II). GemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 2 SGB II sind laufende
Einnahmen fÃ¼r den Monat zu berÃ¼cksichtigen, in dem sie zuflieÃ�en.

Zur Erzielung als solcher und der HÃ¶he der EinkÃ¼nfte des KlÃ¤gers hat das LSG
NRW in seinem Beschluss vom 07.11.2019 folgendes ausgefÃ¼hrt:

"Die Einlassung des KlÃ¤gers, er habe Ã¼berwiegend fÃ¼r den Eigenbedarf
produziert und wenn, dann nur im nachgewiesenen geringfÃ¼gigen Umfang durch
Vertrieb produzierter Mittel Einkommen erzielt, ist nach dem Ergebnis der dem
Strafverfahren zu Grunde liegenden staatsanwaltlichen Ermittlungen nicht
glaubhaft. Nach den bestellten Produktionsmitteln und Grundstoffen, namentlich
auch nach deren Menge ist ein Verbrauch ausschlieÃ�lich oder Ã¼berwiegend im
Rahmen eigenen Bedarfes ausgeschlossen und hierauf bezogener Vortrag stellt sich
als offensichtliche Schutzbehauptung dar.

Bereits aus den Bestellmengen der 14 Lieferungen des in Ã�sterreich ansÃ¤ssigen
Unternehmens im Zeitraum ab Januar 2013 bis Juni 2014 folgt zum einen, dass bei
einem Gesamtgewicht der Sendungen von 193,97 kg quantitativ ein Aufbrauchen
im Rahmen des Eigenkonsums kaum vorstellbar erschiene, zum anderen belegt
gerade die Vielzahl der bestellten Verpackungsmaterialien (z.B. 2000 StÃ¼ck
Injektionsstopfen nach der Rechnung vom 13.03.2013, erneut 2000 StÃ¼ck
Injektionsstopfen nach der nachfolgenden Rechnung vom 6. Juni 2013. 4.200
StÃ¼ck Glasampullen aus Lieferungen alleine der Firma B2 GmbH, 8.462 Ampullen
nach den Ermittlungen des Zollfahndungsamtes Essen, Tausende von Etiketten),
dass auf keinen Fall nur fÃ¼r Eigenbedarf produziert wurde. Soweit danach noch
Zweifel an kommerzieller BetÃ¤tigung des KlÃ¤gers hÃ¤tten bestehen kÃ¶nnen,
wÃ¤ren sie jedenfalls ausgerÃ¤umt worden durch das Ergebnis der
TelefonÃ¼berwachung und den Umfang der bei der Durchsuchung am 22.05.2016
vorgefundenen Produktionsmittel und Materialien.

Weiter ergibt sich aus den Akten der Staatsanwaltschaft, dass der KlÃ¤ger im
streitigen Zeitraum mehrere, dem Beklagten nie offenbarte Konten unterhielt, auf
denen Kontenbewegungen stattgefunden haben, die weder dem Umfang nach
durch EinkÃ¼nfte des KlÃ¤gers alleine in Gestalt von Grundsicherungsleistungen
nach dem SGB II noch der Anzahl nach aus alleine privater Veranlassung erklÃ¤rlich
sind. So wurden beispielsweise auf dem ausgewerteten Konto des KlÃ¤gers bei der
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Postbank im Jahre 2012 neun Bareinzahlungen von insgesamt 4.130 EUR, im Jahr
2013 20 Bareinzahlungen in einer GesamthÃ¶he von 17.820 EUR, im Jahr 2014
neun Bareinzahlungen von insgesamt 9.500 EUR und sehr zahlreiche GeldabflÃ¼sse
auf noch nicht ausgewertete Konten vorgefunden.

Hiernach ist der Schluss auf erhebliche, im Zweifel bedarfsausschlieÃ�ende
EinkÃ¼nfte des KlÃ¤gers im streitigen Zeitraum nur allzu naheliegend, deren vom
Hauptzollamt Ã¼bernommene und ihrerseits auf die Anzahl erworbener Ampullen
gestÃ¼tzte SchÃ¤tzung des Umfangs dieser EinkÃ¼nfte auf 211.500 EUR im
streitigen Zeitraum nicht zu beanstanden. Dieses Einkommen entspricht einem
durchschnittlichen Monatseinkommen von 2.680,00 EUR im streitigen Zeitraum und
schlieÃ�t jeglichen grundsicherungsrechtlichen Bedarf des KlÃ¤gers nach den
MaÃ�stÃ¤ben des SGB II aus.

Entgegen der BeschwerdebegrÃ¼ndung ist es gegenwÃ¤rtig, bei unverÃ¤ndertem
Prozessverhalten des KlÃ¤gers auch kÃ¼nftig nicht, Aufgabe des Beklagten oder
des Sozialgerichts, im Rahmen der grundsÃ¤tzlich bestehenden Pflicht zur
Ermittlung von Amts wegen, dem KlÃ¤ger Umstand und HÃ¶he seiner EinkÃ¼nfte
im streitigen Zeitraum nachzuweisen, denn dies ist ohne Offenlegung allesamt in
der SphÃ¤re des KlÃ¤gers liegender UmstÃ¤nde nicht mÃ¶glich.

Die Einkommenserzielung an sich samt der hochwahrscheinlichen
Einkommensquelle, der erhebliche Umfang erzielter EinkÃ¼nfte bzw. von
GeldzuflÃ¼ssen unbekannter Herkunft stehen fest, es steht ebenso fest, dass der
KlÃ¤ger jahrelang nun bekannte Konten verschwiegen und wahrscheinlich
existierende weitere Konten auch weiterhin nicht offengelegt hat.

In dieser Situation sind die EinkÃ¼nfte des KlÃ¤gers weder exakt zu beziffern noch
â�� was an sich geboten wÃ¤re, den monatlichen Bedarfen zeitlich zuzuordnen.
Nach den allgemeinen Regeln fÃ¼r die Darlegungs- und Beweislast ginge diese
NichtaufklÃ¤rbarkeit der HilfebedÃ¼rftigkeit zu Lasten des Beklagten. Denn die
objektive Beweislast dafÃ¼r, dass ein begÃ¼nstigender Verwaltungsakt
rechtswidrig i.S.d. Â§ 45 Abs. 1 SGB X ist, trÃ¤gt grundsÃ¤tzlich der
LeistungstrÃ¤ger, der sich auf die Rechtswidrigkeit beruft; regelmÃ¤Ã�ig geht die
Unerweislichkeit einer Tatsache zu Lasten dessen, der daraus eine gÃ¼nstige
Rechtsfolge fÃ¼r sich ableitet (SchÃ¼tze in von Wulffen/SchÃ¼tze, 8. Aufl. 2014,
SGB X Â§ 45 Rn. 29 m.w.N.). Damit trÃ¤gt der Beklagte im Grundsatz die objektive
Beweislast fÃ¼r die Tatbestandsvoraussetzungen der belastenden
RÃ¼cknahmeentscheidung.

Hier allerdings hat der KlÃ¤ger weder weitere als die im Strafverfahren bislang
nachgewiesenen Konten, EinkÃ¼nfte bzw. VerkÃ¤ufe dem Grunde nach
eingerÃ¤umt noch irgendwelche anderen ErklÃ¤rungsansÃ¤tze fÃ¼r die
nachgewiesenen Bareinzahlungen geboten. Damit fehlt es an AnsÃ¤tzen fÃ¼r
weitere Ermittlungen von Amts wegen zu allesamt in der SphÃ¤re des KlÃ¤gers
verwurzelten UmstÃ¤nden, die eine Bezifferung oder auch nur Verbesserung der
SchÃ¤tzungsgrundlagen hinsichtlich des Umfangs der erzielten EinkÃ¼nfte
erlauben kÃ¶nnten. Es liegen danach die Voraussetzungen einer Beweislastumkehr
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vor mit der Folge, dass die Unerweislichkeit des umstrittenen
Tatbestandsmerkmales â�� seiner HilfebedÃ¼rftigkeit â�� zu einer
Beweislastentscheidung zu Lasten des KlÃ¤gers fÃ¼hrt (BSG, Urteil vom
15.06.2016 â�� B4 AS 41/15 R zur Beweislastumkehr zu L. Asten eines
LeistungsempfÃ¤ngers, Urteil vom 11.07.2019 -B 14 AS 51/18 R m.w.N. zu
Beweiserleichterungen zu Gunsten eines LeistungsempfÃ¤ngers bei
Beweisvereitelung durch den LeistungstrÃ¤ger)."

Diesen AusfÃ¼hrungen des LSG NRW schlieÃ�t sich die Kammer vollumfÃ¤nglich
an.

Bezogen auf die Ã¼brigen, im streitigen Zeitraum ergangenen Bewilligungs- und
Ã�nderungsbescheide sind die Voraussetzungen fÃ¼r die RÃ¼cknahme eines
rechtswidrigen, begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2 Satz 3
Nr. 2 SGB X erfÃ¼llt. Die Bewilligungsentscheidungen waren von Anfang an
rechtswidrig. Denn der KlÃ¤ger hat ab dem MÃ¤rz 2010 monatlich durchschnittliche
EinkÃ¼nfte von 2.680,00 Euro bezogen. Er war daher im streitigen Zeitraum nicht
hilfebedÃ¼rftig. Auf Vertrauen kann sich der KlÃ¤ger nicht berufen, denn die
unrichtigen Bescheide beruhen auf Angaben, die er zumindest grob fahrlÃ¤ssig in
wesentlicher Beziehung unrichtig bzw. unvollstÃ¤ndig gemacht hat. Grobe
FahrlÃ¤ssigkeit liegt nach der Legaldefinition des Â§ 45 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 SGB X
vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem
MaÃ�e verletzt hat. Dies tut der, wer schon einfachste Ã�berlegungen nicht anstellt
und daher nicht beachtet, was im gegebenen Fall jedem einleuchten muss
(SchÃ¼tze in: von Wulffen, SGB X, 6. Aufl. Rdnr. 52). Die Kammer ist davon
Ã¼berzeugt, dass der KlÃ¤ger Kenntnis davon hat, dass EinkÃ¼nfte angezeigt
werden mÃ¼ssen. EinkÃ¼nfte sind unzweifelhaft ein wertmÃ¤Ã�iger Zuwachs auf
dem Konto. Das war dem KlÃ¤ger auch klar. Indem er diese EinkÃ¼nfte beim
Beklagten nicht angezeigt hat, hat er unvollstÃ¤ndige Angaben gemacht.

GemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB X sind im Falle der Aufhebung eines Verwaltungsaktes
die erbrachten Leistungen zu erstatten. Gegen die HÃ¶he der Erstattungsforderung
bestehen keine Bedenken.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 09.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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